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»Europa muss 
sich auch  

zukünftig weiter-
entwickeln,  

um nicht noch 
mehr an  

Akzeptanz bei  
den Bürgerinnen 

und Bürgern  
zu verlieren.«

Verehrte Leserinnen und Leser, 
 
in diesem Jahr begehen wir 20 Jahre EU-Erweiterung. Die europäische Familie ist am 
1. Mai 2004 um gleich zehn Mitgliedsländer aus Ost- und Mitteleuropa gewachsen. Ich 
empfinde es als Bereicherung in jeder Hinsicht. Das Gesicht der Europäischen Union 
und ihre geografische Mitte haben sich seitdem verändert. Von der europäischen 
Integration haben wir Sachsen in den zurückliegenden Jahrzehnten unbestreitbar 
profitiert. Der gemeinsame Binnenmarkt hat unseren 
Unternehmen zahlreiche neue Absatzmärkte eröffnet. 
Hinzu kommen die gar nicht zu beziffernden Vorteile 
des kulturellen und menschlichen Austauschs. 

Sachsen hat 2004 gleich zwei direkte Nachbarn in 
der EU begrüßt: Polen und Tschechien. Was für ein 
großes Glück! In den sächsischen Grenzregionen erlebe 
ich heute sehr viel länderübergreifende Zusammen­
arbeit. Aber auch mit den mitteleuropäischen Staaten  
Slowakei, Ungarn und Österreich verbindet uns Sach­
sen ein enges Band, geknüpft über die Jahrhunderte 
einer gemeinsamen Kultur und Geschichte. 

Um die guten Beziehungen zwischen den Ländern 
weiter zu vertiefen, fand am 9. April 2024 die 12. Kon­
ferenz des Forums Mitteleuropa beim Sächsischen 
Landtag statt. Dresden war bereits zum dritten Mal 
Ausrichterstadt dieser wichtigen Veranstaltung. In den 
Vorträgen und Diskussionsrunden ging es unter anderem darum, welche gemeinsa­
men Interessen Mitteleuropa verbinden und wie diese innerhalb der EU deutlich zu 
Gehör gebracht werden können. Europa muss sich auch zukünftig weiterentwickeln, 
um nicht noch mehr an Akzeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern zu verlieren. 
Es benötigt weniger Bürokratie, mehr Investitionen in Forschung und Infrastruktur 
sowie die Stärkung der Regionen und Länder bei europäischen Entscheidungspro­
zessen. Von den Wortmeldungen der Konferenz können Sie sich gern selbst einen 
Eindruck verschaffen. In der vorliegenden Ausgabe des Landtagskuriers finden Sie 
dazu zahlreiche Informationen. 

Fo
to

: S
. G

ie
rs

ch

Dr. Matthias Rößler
Präsident des Sächsischen Landtags 

Diese Publikation wird vom Sächsischen Landtag im Rahmen  
der parlamentarischen Öffentlichkeitsarbeit herausgegeben.  
Die Abgabe erfolgt kostenfrei. | Eine Verwendung für die eigene 
Öffentlichkeitsarbeit von Parteien, Fraktionen, Mandatsträgern 
oder Wahlbewerbern – insbesondere zum Zwecke der Wahl­
werbung – ist unzulässig.
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Neue Pfade in der Bildung 
Breite gesellschaftliche Beteiligung am Reformprozess

»Strategieprozess ›Bildungsland Sachsen 
2030‹ – Fortentwicklung schulischer  
Bildung unter breiter fachlicher Be­
teiligung sicherstellen!« lautete der  
Titel der zweiten Aktuellen Debatte im  
Sächsischen Landtag am 2. Mai 2024. 
Die CDU-Fraktion hatte das Thema auf  
die Tagesordnung gebracht.

Auf Entwicklung reagieren

Das sächsische Bildungssystem müsse  
zukunftssicher gemacht werden, betonte 
Holger Gasse (CDU) eingangs. Konkrete 
Empfehlungen seien mitunter die professio­
nelle Unterstützung und Wartung der schu­
lischen Informationstechnik sowie die  
Entwicklung eines sächsischen Konzepts 
für ganztägige Bildung im Grundschulbe­
reich. Auch die Verzahnung am Übergang 
von der Kita in die Schule solle gestärkt 
werden.

Eine Fortentwicklung des Bildungssys­
tems sei immer gut, sagte Frank Schaufel 
(AfD). Hervorzuheben sei, dass die Staats­
regierung neben einem Expertengremium 
auch die Schüler, Lehrer und Eltern einbe­
zogen habe. Die Handlungsempfehlungen 
selbst beruhten auf teilweise recht unter­
schiedlichen Einschätzungen. Dies lasse  
sich unter anderem durch den Stadt-Land­
Unterschied, die Ausstattung der Schulen 
oder den Mangel an Lehrkräften erklären. 

Mitbestimmung ermöglichen

Luise Neuhaus-Wartenberg (DIE LINKE)  
zitierte eine aktuelle Jugendstudie, nach 
der Jugendliche den Eindruck hätten, dass 
sie ihr eigenes Leben nur wenig beeinflus­
sen könnten. Die Schule sollte ihnen daher 
ermöglichen mitzubestimmen, was sie dort 
lernten. Die Empfehlungen des Strategiepro­
zesses müssten zügig angegangen werden. 
Bis 2030 blieben nur noch wenige Jahre. 
Geprüft werden müsse auch, ob einzelne 
Dinge schon ab dem neuen Schuljahr um­
gesetzt werden könnten. 

Der angestoßene Prozess stehe für eine 
neue Beteiligungskultur. Er sei klar struktu­
riert und stelle die richtigen Fragen, pflichtete 
Christin Melcher (BÜNDNISGRÜNE) bei. Ob 
eine Schule letztendlich wirklich zukunfts­
fähig sei, zeige sich bei den Gebäuden und 
bei der Ausstattung ebenso wie bei der  
inneren und äußeren Schulorganisation. 

Handlungsbedarf bestehe auch bei einer 
kinderorientierten Pädagogik sowie einer 
zeitgemäßen Lern- und Prüfungskultur. 

Voraussetzungen schaffen

Sabine Friedel (SPD) gab zu bedenken, dass 
erst die Rahmenbedingungen stimmen 
müssten, damit die Vorhaben des Bildungs­
prozesses umgesetzt werden könnten. So 
brauche es Sozialarbeit und Schulassistenz 
an jeder Schule. Nötig seien zudem genü­
gend Lehrerstellen. Der Haushalt müsse  
so aufgestellt sein, das Absolventinnen 
und Absolventen, die in das sächsische 
Schulsystem wollten, verlässlich eingestellt 
werden könnten. Hinzu komme außerdem 
der Sanierungsstau, der bei etwa 500 Milli­
onen Euro jährlich liege. 

Kultusminister Christian Piwarz (CDU) 
betonte, ein wesentlicher Erfolgsfaktor der 
sächsischen Bildungspolitik bleibe die gute 
Balance aus Innovation und kontinuierlicher 
Qualitätsentwicklung. Insbesondere der 
Praxischeck im öffentlichen Beratungsver­
fahren habe dieses Vorgehen bestätigt. 
Weiterhin habe man auf Struktureingriffe 
verzichtet, da diese sich häufig negativ auf 
die Leistung auswirkten. Es sei überdies 
gelungen, gesellschaftliche Akzeptanz für 
den Strategieprozess zu schaffen.

// Dr. Daniel Thieme
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Sabine Friedel



 

Hintergrundinformationen zum  
Strategieprozess »Bildungsland 2030«  

Die sächsische Staatsregierung möchte das Bildungssystem  
in Sachsen zukunftsfähig machen. Dazu hat sie einen mehr­
stufigen Beratungsprozess initiiert. Die Fachöffentlichkeit hatte 
zahlreiche Gelegenheiten, wissenschaftliche Erkenntnisse und 
Erfahrungen aus der Praxis beizusteuern. Im Mai 2024 soll das 
Strategiepapier vorgestellt werden. 

Wissen und Kompetenzen  
aneignen werden. 

Der Strategieprozess »Bil­
dungsland Sachsen 2030« läuft 
mittlerweile seit über einem 
Jahr. Am 21. April 2023 hat ihn 
das Sächsische Staatsministe­
rium für Kultus mit einer Exper­
tenkonferenz in Dresden begon­
nen. Der Prozess startete mit 
breiter fachlicher Beteiligung. 

80 Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft, Schule und 
schulnaher Praxis brachten sich 
in vier Expertenräten ein. Auf der 
Grundlage von 16 strategischen 
Zielen wurden 218 Empfehlungen 
erarbeitet. Bis November 2023 
wurden sie anschließend auf  
ihre Praxistauglichkeit unter­
sucht und ihr gesellschaftlicher 
Rückhalt bewertet. Die Praxis­

checks fanden in fünf regionalen 
Bildungsforen in Bautzen,  
Dresden, Leipzig, Chemnitz und 
Zwickau statt. Rund 200 Per­
sonen waren daran beteiligt, 
neben Lehrerinnen und Lehrern 
sowie den Schulleitungen auch 
Schülerinnen und Schüler.  
Einbringen konnten sich außer­
dem kommunale Vertreter der 
Schulverwaltungen sowie der 
Jugend- und Sozialämter. Alle 
gesammelten Ergebnisse liefen 
bei einem Projektteam im  
Kultusministerium zusammen. 
Die Arbeiten befinden sich auf 
der Zielgeraden und sollen 
noch im Mai 2024 vorgestellt 
werden. 

Sachsens Schülerinnen und 
Schüler gehören im bundes­
deutschen Vergleich zu den 
besten. Allerdings ist kein Er­
folg von Dauer, wenn man auf 
dem Status quo verharrt. Ein 
Bildungssystem muss sich kon­
tinuierlich weiterentwickeln und 
anpassen. Für Veränderungs­
druck sorgen beispielsweise 
der digitale Wandel sowie die 
Themen Nachhaltigkeit, Indivi­
dualisierung oder Migration. 
Diese gesellschaftlichen Pro­
zesse wirken sich spürbar auf 
unseren Alltag aus. Sie verän­
dern ebenso die Haltung der 
Schülerinnen und Schüler,  
wie sie in Zukunft lernen, sich 

•	 Prüfung der Lerninhalte aller Fächer  
auf Relevanz für Kompetenzerwerb

•	 Mitbestimmung der Lernenden 
bei der Gestaltung von Unterricht

•	 Berufliche Orientierung für alle  
allg. Schularten überprüfen

Große Zustimmung

•	 Unterricht nach Biorhythmus
•	 Statt Unterrichtsausfall gezielt  

Lernmedien nutzen
•	 Alternative Rückmeldeformate  

statt Noten

•	 Konzept eines Schulurlaubs  
statt Schulferien

•	 Eigenständige Digitalbudgets  
der Schulen

Hohe Kontroversität Große Ablehnung

Ausgabe 3˚2024 7

P L E N U M

Fo
to

: L
ou

is
-P

ho
to

 /
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om

Konzeptentwurf Öffentliche Beratung  
mit Expertenräten

Öffentliche Beratung in  
regionalen Bildungsforen

Finalisierung  und  
Veröffentlichung

Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Kultus

STRATEGIEPROZESS

EMPFEHLUNGEN (AUSWAHL)

MEHR INFORMATIONEN UNTER:  
www.bildungsland2030.sachsen.de

http://www.bildungsland2030.sachsen.de


Mehr Straftaten,  
stabile Aufklärungsquote

Kriminalstatistik des vergangenen Jahres debattiert 

Die Landtagssitzung am 3. Mai 2024  
begann mit der Wahl von Mitgliedern  
für den Verfassungsgerichtshof des Frei­
staates Sachsen. Im zweiten Tagesord­
nungspunkt befasste sich der Sächsische 
Landtag mit einer von der AfD-Fraktion 
beantragten Aktuellen Debatte zum  
Thema »Deutsche Opfer, ausländische 
Täter: Wo bleibt der Aufschrei?«.

Verlust an Sicherheit

In Sachsen gehe die öffentliche Sicherheit 
zurück, kommentierte Sebastian Wippel 
(AfD) die jüngste Kriminalstatistik. Bei nicht 
deutschen Tatverdächtigen gebe es einen 
Anstieg um 10 Prozent. Supermärkte oder 
auch Krankenhäuser erhöhten ihr Wachper­
sonal. Im öffentlichen Personennahverkehr 
weigerten sich die Fahrer teilweise, ohne 
Sicherheitspersonal zu fahren. Frauen woll­
ten abends nicht allein an der Haltestelle 
warten. 

Ronny Wähner (CDU) nannte den Anstieg 
der Ausländerkriminalität um 23 Prozent 
nicht erfreulich. Aus den Zahlen müssten 
Schlussfolgerungen gezogen werden. An­
ders als der Debattentitel es vermuten  
lasse, gebe es aber nicht nur deutsche Op­
fer. Ausländerkriminalität erfolge oft unter 
Landsleuten. Dabei würden 50 Prozent  
der Straftaten von nur einem Prozent der 

Ausländer verübt. Man dürfe deshalb  
niemanden pauschal verurteilen.

Nicht falsch interpretieren

Die AfD solle nicht über die Kriminalität  
anderer reden, sondern diese in ihren eige­
nen Reihen beseitigen, warf Rico Gebhardt 
(DIE LINKE) ein. Was den Anstieg der Aus­
länderkriminalität anbetrifft, verschweige die 
Partei gern, dass auch die Zahl der Auslän­
der gestiegen sei. Werde dieser Fakt berück­
sichtigt, liege die Zahl der Tatverdächtigen 
seit 2019 stabil. Ebenso dürften Verdächtige 
nicht mit Verurteilten gleichsetzt werden.

Es bestehe die Gefahr, bei diesem Thema 
allein anhand der Zahlen politische Forde­
rungen abzuleiten, mahnte Petra Čagalj  
Sejdi (BÜNDNISGRÜNE) zur Vorsicht. Für 
wirksame Konzepte in der Kriminalitätsbe­
kämpfung brauche es fundierte wissenschaft­
liche Untersuchungen. Ihre Partei habe sich 
deshalb für den periodischen Sicherheits­
bericht starkgemacht, der polizeiliche und 
justizielle Statistiken zusammenführe.

Nur begrenzt aussagefähig

Albrecht Pallas (SPD) schickte vorweg, dass 
jede Straftat eine zu viel sei, egal, wer sie 
begangen habe. Um sie zu verhindern, 

müsse man in Prävention und Integration 
investieren sowie wirtschaftliche und politi­
sche Teilhabe ermöglichen. Pallas warnte 
davor, die Statistik falsch auszulegen. Was 
die Polizei mangels Anzeigen oder Ermitt­
lungen nicht wisse, könne auch nicht auf­
tauchen. Der Öffentlichkeit wäre dieser  
Debattentitel besser erspart geblieben.

Eine menschenfeindliche Stimmungsma­
che helfe niemandem, stellte Innenminister 
Armin Schuster (CDU) fest. Besser sei dage­
gen eine konsequente Sicherheitsstrategie, 
wie sie der Freistaat Sachsen vorweisen 
könne. Dennoch dürften Probleme nicht  
ignoriert werden. Dazu gehöre auch die 
wachsende Anzahl nicht deutscher Straf­
täter. Mit Grenzkontrollen, intensiver Straf­
verfolgung und konsequenter Abschiebung 
werde darauf reagiert. 

// Dr. Daniel Thieme

Rico Gebhardt Sebastian Wippel

In seiner Sitzung am 3. Mai 2024 wählte  
der Sächsische Landtag drei neue Mitglie­
der für den Verfassungsgerichtshof des  
Freistaates Sachsen. Dem Verfassungsorgan 
gehören fortan Dr. Antje Claudia Dietsch 
und Till Oliver Rothfuß als stellvertretende 
berufsrichterliche Mitglieder sowie  
Prof. Dr. Anne Lauber-Rönsberg als  
stellvertretendes nichtberufsrichterliches 
Mitglied an. Laut Verfassung ist für die Wahl 
eine Zweidrittelmehrheit notwendig.
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Der Feind meines Feindes
Henning Homann

Vorwürfe gegen Politiker und Mitarbeiter der AfD Thema im Landtag

Keine Kavaliersdelikte 

Kürzlich sei der persönliche Mitarbeiter des 
AfD-Spitzenkandidaten Dr. Maximilian Krah 
in Dresden festgenommen worden. Ihm 
werde vorgeworfen, Informationen an den 
chinesischen Geheimdienst weitergegeben 
zu haben, hob Henning Homann (SPD) an. 
Krah selbst stehe im Verdacht, Geld aus 
Russland erhalten zu haben. Es gehe dabei 
nicht um eine Frage der Meinungsfreiheit, 
sondern um Geheimnis- und Landesverrat. 
Dies seien keine Kavaliersdelikte, sondern 
schwere Verbrechen.

Von einem deutschen Abgeordneten  
des Europäischen Parlaments dürfe man  
erwarten, dass er eine Vorbildfunktion 
wahrnehme, so Martin Modschiedler (CDU). 
Die AfD fordere stets von Politikern ein, 
dass sie sauber und transparent arbeiten 
sollten. Sie stelle sich als Partei der immer­
währenden Vaterlandsliebe dar. Doch nun 
gebe es den Anschein, als setze sie unter­
schiedliche Maßstäbe an. Es sehe so aus, 
als ob einige ihrer Abgeordneten die natio­
nale Souveränität unterliefen.

Welcher Nachteil?

Nach Ansicht von Dr. Joachim Keiler (AfD) 
begehe jener Landesverrat, der ein Staats­
geheimnis an einen Unbefugten gelangen 
lasse, um Deutschland zu benachteiligen 
oder eine fremde Macht zu begünstigen.  
Im Russland-Ukraine-Krieg setze sich die 
AfD für Friedensverhandlungen ein. Frieden 
könne wohl kaum ein schwerer Nachteil  
für die äußere Sicherheit Deutschlands  
bedeuten. Von China sei Deutschland in 
erster Linie wirtschaftlich abhängig. 

Durch Medienrecherchen sei die Nähe 
Krahs zur chinesischen Diktatur bekannt 
gewesen und in Teilen seiner Partei sogar 
positiv aufgefallen. Die Sympathie für  
Diktaturen sei folgerichtig für Leute, die  
die Demokratie abschaffen wollen, urteilte  
Kerstin Köditz (DIE LINKE). Die AfD könne 

sich außerdem gar nicht entscheiden,  
welcher Diktatur sie sich mehr an den Hals 
werfen wolle. Neben China und Russland 
biete sich auch Belarus als Option an. 

Ausverkauf der Grundwerte

Valentin Lippmann (BÜNDNISGRÜNE)  
griff die Worte seiner Vorrednerin auf. Er 
stelle sich die Frage, wie man in der AfD 
ganz praktisch arbeite. Werde dort in einer 
Arbeitsgruppe diskutiert, an wen man die 
freiheitliche demokratische Grundordnung 
heute verkaufe? Von Tag zu Tag werde im­
mer deutlicher, dass die AfD nichts weiter 
sei, als eine von deutschen Steuerzahlern 
mitfinanzierte Auslandsfiliale Moskaus  
und Pekings in der Bundesrepublik.

Innenminister Armin Schuster (CDU) 
räumte ein, dass die gegenwärtige Sicher­
heitslage in Deutschland angespannt sei. 
Die Bundesrepublik gelte seit Längerem  
als Ziel von Spionage, Sabotage und  
Desinformation. Auch dank der sächsi­
schen Sicherheitsbehörden gelängen Bund 
und Ländern empfindliche Schläge gegen 
Extremisten oder Terror-Gefährder. Die 
höchst spekulativen Unterstellungen der 
AfD gegenüber dem Verfassungsschutz in 
Sachsen entbehrten indes jeder Grundlage. 

// Dr. Daniel Thieme
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»Im Auftrag fremder Mächte: Alternative 
gegen Deutschland. Wo bleibt ihr Auf­
schrei, Herr Urban?« hieß die zweite  
Aktuelle Debatte am 3. Mai 2024 in der 
88. Sitzung des Sächsischen Landtags. 
Beantragt hatte sie die SPD-Fraktion. 
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Dr. Joachim Keiler



Volkmar Zschocke
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Begehrter Boden
Unterschiedliche Stimmen zum Schutz der Agarstruktur

Die dritte Aktuelle Debatte am 3. Mai 
2024 hatte die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN beantragt. Der Titel lautete 
»Bauernland in Bauernhand – Acker­
flächen schützen, Wirtschaftsgrundlage 
der sächsischen Landwirtschaft sichern, 
vielfältige Agrarstruktur erhalten«.

Nutzfläche sinkt täglich

Der landwirtschaftlichen Produktion in 
Sachsen würden täglich 43 000 Quadrat­
meter Nutzfläche entzogen, ergriff Volkmar 
Zschocke (BÜNDNISGRÜNE) das Wort. Für 
die ansässigen Betriebe bedeute der Flä­
chenentzug den Verlust ihrer Wirtschafts­
grundlage. Die Entwicklung spiegelten auch 
die Preise wider. Diese hätten sich seit  
dem Jahr 2009 mehr als vervierfacht.  
Immer mehr Finanzinvestoren, Lebens­
mittelkonzerne und große Versicherungen 
drängten auf den Bodenmarkt.

Georg-Ludwig von Breitenbuch (CDU) 
konstatierte, dass Sachsen eine große  
Vielfalt im landwirtschaftlichen Bereich be­
sitze. Es gebe große und kleine Betriebe.  
Im Durchschnitt seien sie doppelt so groß 
wie im Rest Deutschlands. Bezüglich der 
Agrarstruktur seien im Landtag Anhörungen 
durchgeführt worden. Nach und nach reifte 

die Erkenntnis, bis zum Ende der Legisla­
turperiode nicht fertig zu werden. Mitunter 
habe es zwischen den Beteiligten an Ver­
trauen gefehlt. 

Grünes Bürokratiemonster

Jörg Dornau (AfD) warf der CDU vor, sich 
dem grünen Koalitionspartner zu unter­
werfen. Das Gesetz sei schon mehrfach von 
der Tagesordnung des Landwirtschaftsaus­
schusses abgesetzt worden. Angesetzt war 
die Anhörung ursprünglich im Spätsommer 
2023 und damit mitten in der Erntezeit.  
Vordergründig solle es beim geplanten  
Agrarfördergesetz zwar um den Schutz  
heimischer Landwirtschaftsfläche gehen, 
es verberge sich aber ein grünes Büro­
kratiemonster dahinter. 

Das Thünen-Institut habe im Jahr 2021 
festgestellt, dass es massive Konzentrati­
onsprozesse der ostdeutschen Landwirt­
schaft gebe, so Antonia Mertsching  
(DIE LINKE). Die Koalition habe das Agrar­
strukturgesetz auf den Weg gebracht, um 
Kauf- und Pachtpreise zu dämpfen. Anteils­
käufe an Agrarbetrieben sollten transparent 
gemacht werden. Der Bauernverband habe 
sich nicht konstruktiv an der Debatte  
beteiligt und so eine Einigung verhindert. 

Ackerflächen schützen

Die Landwirtschaft unterliege einem Struk­
turwandel. Der Grad der Selbstversorgung 
mit Agrarerzeugnissen sowie die Zahl der 
Landwirtschaftsbetriebe nehme immer  
weiter ab, befand Volkmar Winkler (SPD). 
Junge Leute ließen sich nur noch schwer 
für die Branche begeistern. Die Probleme 
könne man nicht in Sachsen allein lösen. 
Dies sei vor allem eine Aufgabe der EU und 
des Bundes. Ackerflächen müssten vor 
Spekulation und Profitgier gesichert werden. 

Landwirtschaftsminister Wolfram Günther 
(BÜNDNISGRÜNE) fasste am Ende der De­
batte zusammen, dass man mit Agrarland 
zwar viel Geld verdienen könne, aber nicht 
mit der Bewirtschaftung selbst. Die Schere 
zwischen beidem gehe immer weiter ausei­
nander. Landwirte hätten dann schnell das 
Nachsehen. Das einzige Ziel des geplanten 
Gesetzes sei es, dass branchenfremde  
Investoren keine heimischen Betriebe aus­
verkaufen könnten. 

// Dr. Daniel Thieme

www.landtag.sachsen.de

Fo
to

: O
. K

ill
ig

AKTUELLE DEBATTEN  

ALS VIDEO 

YouTube-Kanal des  

Sächsischen Landtags:  

www.youtube.com/c/ 

sächsischerlandtag01

http://www.landtag.sachsen.de



